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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Barbara Höll, Dr. Ruth Fuchs, Dr. Christa Luft, Rolf Kutzmutz, 
Dr. Uwe-Jens Rössel und der Gruppe der PDS 


Ermäßigung des Mehrwertsteuersatzes für apothekenpflichtige Arzneimittel 
auf 7 Prozent 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Die Bundesregierung wird aufgefordert, durch eine Novellierung 
des Umsatzsteuergesetzes den § 12 Abs. 2 UStG wie folgt zu er- 
gänzen: 

„ Die Steuer ermäßigt sich auf sieben vom Hundert für die folgen- 
den Umsätze: 

11. a) die Lieferungen von apothekenpflichtigen Arzneimitteln 
an die gesetzliche Krankenversicherung und an Privatper- 
sonen; 

b) die Zuzahlungen für apothekenpflichtige Arzneimittel. " 

Bonn, den 4. Februar 1998 

Dr. Barbara Höll 

Dr. Christa Luft 

Dr. Ruth Fuchs 

Rolf Kutzmutz 

Dr. Uwe-Jens Rössel 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 


Begründung 


1 . Beitrag zur Entlastung der gesetzlichen Krankenversicherung 
und der Bürger 

Die Deregulierungspolitik der Bundesregierung, die mittlerweile 
auch auf dem Sektor des Gesundheitswesens immer mehr Raum 
greift, insbesondere die Auswirkungen der vom Gesetzgeber ini- 
tiierten Gesundheitsstrukturreform, haben dazu geführt, daß die 
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Bürger der Bundesrepublik Deutschland mit ständig steigenden 
Gesundheitsabgaben belastet werden. 

Während einerseits die gesetzliche Krankenversicherung (gKV) 
ihre Beitragssätze in den vergangenen J ahren beständig nach oben 
auf bis zu 14,2 % anpassen mußte, sind andererseits die Bürger 
von immer höheren Zuzahlungen betroffen. Kontrastierend hier- 
zu reagieren die Krankenkassen - neben der „Selbstzensur" der 
Ärzte - mit dem Ausgliedern von Leistungen aus dem Leistungs- 
katalog oder mit der restriktiven Ausdehnung von Kannbestim- 
mungen, um die Finanzen zu konsolidieren. Insbesondere die 
Krankenkassen in den neuen Bundesländern ringen mit ihren aku- 
ten Haushaltsproblemen. Die Defizite sind hier allein in diesem 
Jahr auf mehr als 1 Mrd. DM angewachsen. 

Neben der gesetzlichen Krankenversicherung sind es die Versi- 
cherten, die über steigende Beitragssätze und Zuzahlungen stän- 
dig höher belastet werden. Stetig im Wachsen sind zudem sog. 
O-Rezepte, bei denen der Bürger das Medikament gänzlich selbst 
bezahlen muß und die Rezepte nur noch aus statistischen Grün- 
den von den Apothekern bei der gKV eingereicht werden. Sta- 
tistisch schwer festzustellen aber durch Apotheker im Umgang mit 
Betroffenen empirisch belegbar ist die Tatsache, daß verordnete 
Arzneimittel nicht mehr vorgelegt und/oder preiswertere Substi- 
tute gekauft werden, um Kosten zu sparen. 

Besonders betroffen von dieser Entwicklung sind die sozial 
Schwächsten, häufig in der Altersgruppe der Vorruheständler und 
Rentner angesiedelt. Die Altersgruppe ab 60 Jahre konsumiert 
ca. 54 % des gesamten GKV-Fertigarzneimittelumsatzes. Der 
durchschnittliche Umsatz an Arzneimitteln pro Kopf der Bevölke- 
rung hat 1993 ca. 554 DM betragen, bei Nichtrentnern ca. 362 DM, 
bei Rentnern ca. 1 034 DM. Die Verschärfung der Definition des 
„chronisch Kranken" nach dem 2. GKV-Neuordnungsgesetz 
(2. GKV-NOG) zum Gesundheitsreformgesetz vom Juni 1997 wird 
zukünftig zu einer noch erheblicheren Eigenbelastung gerade die- 
ser Gruppe beitragen. 

Die Besteuerung der apothekenpflichtigen Arzneimittel zum er- 
mäßigten Steuersatz würde zu einer Abkoppelung von der ab 
1. April 1998 wirksam werdenden Erhöhung des Regelsteuersat- 
zes auf 16 % führen. Allein dadurch könnten Mehrausgaben für 
die GKV von ca. 300 Mio. DM (bei Erhöhung der Mehrwertsteuer 
um 1 %) verhindert werden. 


2. Gesetzessystematische Zusammenhänge 

In der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland hat es bereits 
eine Befreiungsvorschrift gegeben, in deren Katalog die Umsätze 
von Arznei-, Heil- und Hilfsmitteln enthalten waren. Gemäß dem 
Umsatzsteuergesetz 1951 waren steuerbefreit „die ärztlichen und 
ähnlichen Hilfeleistungen, die Umsätze von Arznei-, Heil- und 
Hilfsmitteln, soweit Entgelte dafür von den reichsgesetzlichen Ver- 
sicherungsträgern, den Ersatzkassen im Sinn der Reichsversiche- 
rungsordnung, den Krankenkassen der selbständigen Handwer- 


2 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/9759 


ker und Gewerbetreibenden und den Landes- und Bezirksfürsor- 
geverbänden zu zahlen sind ..." (BGBl. I, S. 792). 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1968 wurde dieser Befreiungstatbe- 
stand auf die ärztlichen Leistungen eingeschränkt. Begründet wur- 
de die Streichung mit dem Argument, daß die Befreiung von Um- 
sätzen an die gesetzlichen Sozialversicherungsträger dem 
wettbewerbsneutralen Charakter der Umsatzsteuer widerspre- 
chen würde. Eine notwendige Entlastung der Sozialversiche- 
rungsträger sollte, wenn notwendig, durch offene Subventionen 
herbeigeführt werden. 

Trotz erheblicher Bedenken des Bundesrates zu den sozialpoliti- 
schen Folgen einer derartigen Änderung wurde in der Folge gemäß 
§ 4 Nr. 14 ff. UStG das neue Umsatzsteuerrecht so gefaßt, daß die 
Befreiung von der Umsatzsteuer bei Lieferungen von Arzneimit- 
teln grundsätzlich entfällt. 

Mit dem Umsatzsteuergesetz 1980 wurde eine Anpassung an die 
Vorgaben der 6. EG-Richtlinie vorgenommen. Die genannte EG- 
Richtlinie verfolgt das Ziel, nationale Regelungen des Umsatz- 
steuerrechts in der EU zu harmonisieren. Für die hier behandelte 
Problemstellung ist Artikel 13 Teil A Abs. 1 der 6. EG-Umsatz- 
steuer-Richtlinie vom 17. Mai 1977 hervorzuheben, die zur Befrei- 
ung bestimmter dem Gemeinwohl dienender Umsätze ausführt: 

„Unbeschadet sonstiger Gemeinschaftsvorschriften befreien die 
Mitgliedstaaten unter den Bedingungen, die sie zur Gewähr- 
leistung einer korrekten und einfachen Anwendung der nach- 
stehenden Befreiungen sowie zur Verhütung von Steuerhinter- 
ziehungen, Steuerumgehungen und etwaigen Mißbräuchen 
festsetzen, von der Steuer: 

a) die Krankenhausbehandlung und die ärztliche Heilbehand- 
lung sowie die mit ihnen eng verbundenen Umsätze, die von 
Einrichtungen des öffentlichen Rechts oder unter Bedingun- 
gen, welche mit den Bedingungen für diese Einrichtungen in 
sozialer Hinsicht vergleichbar sind, von Krankenanstalten, 
Zentren für ärztliche Heilbehandlung und Diagnostik und an- 
deren ordnungsgemäß anerkannten Einrichtungen gleicher 
Art durchgeführt bzw. bewirkt werden; 

b) die Heilbehandlung im Bereich der Humanmedizin, die im 
Rahmen der Ausübung der von dem betreffenden Mitglied- 
staat definierten ärztlichen und arztähnlichen Berufen erbracht 
werden; 

c) die Lieferungen von menschlichen Organen, menschlichem 
Blut und Frauenmilch; 

d) die Dienstleistungen, die Zahntechniker im Rahmen ihrer Be- 
ruf sausübung erbringen, sowie die Lieferungen von Zahner- 
satz durch Zahnärzte und Zahntechniker; ..." 

Der Europäische Gerichtshof hat in einem Urteil festgestellt, daß 
Artikel 13 Teil A Abs. 1 Buchstabe c der 6. EG-Umsatzsteuer- 
Richtlinie dahin auszulegen ist, „ daß die von ihm vorgesehene Be- 
freiung, abgesehen von mit der Leistung untrennbar verbundenen 
kleineren Lieferungen von Gegenständen, nicht die in tatsäch- 
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licher und in wirtschaftlicher Hinsicht von der Dienstleistung 
trennbare Lieferung von Arzneimitteln und sonstigen Gegenstän- 
den, wie z. B. von Brillen zum Ausgleich von Sehfehlern, umfaßt, 
die von einem Arzt oder anderen hierzu ermächtigten Personen 
verordnet werden" (EuGH-Urteil vom 23. Februar 1988 - 
Rs. 353/85, EuGHE 1988, S. 817, zitiert in: Die Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs zur 6. EG-Umsatzsteuer- Richtlinie, be- 
arbeitet von W. Christian Lohse, Vors. Richter am Finanzgericht 
München). 

Zur Höhe der Steuersätze wurde durch Artikel 1 Nr. 5 der Ände- 
rungsrichtlinie 92/77/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 der 
Anhang H zum Artikel 12 - Verzeichnis der Gegenstände und 
Dienstleistungen, auf die ermäßigte MWSt. -Sätze angewandt wer- 
den können - eingefügt, der u. a. enthält; 

• Arzneimittel, die üblicherweise für die Gesundheitsvorsorge, 
die Verhütung von Krankheiten und für ärztliche und tierärzt- 
liche Behandlungen verwendet werden, einschließlich der Er- 
zeugnisse, die für Zwecke der Empfängnisverhütung und der 
Monatshygiene benutzt werden; 

• medizinische Geräte bzw. Hilfsmittel und sonstige Vorrichtun- 
gen, die üblicherweise für die Linderung und die Behandlung 
von Behinderungen verwendet werden und die ausschließlich 
für den persönlichen Gebrauch von Behinderten bestimmt sind, 
einschließlich der Instandsetzung solcher Gegenstände, sowie 
Kindersitze für Kraftfahrzeuge. 

Der Katalog ist als Kannbestimmung formuliert. Damit ist die Mög- 
lichkeit der Aufnahme der benannten Tatbestände in die Liste der 
ermäßigten Steuersätze für die Umsetzung in nationales Recht 
- und damit die Übernahme einer sozialpolitischen Komponente 
in das Umsatzsteuerrecht - gegeben. 
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